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Text 

§ 4a 

Errichtungsbewilligung für selbstständige Ambulatorien 

(1) Die Errichtung eines selbstständigen Ambulatoriums bedarf der Bewilligung der 
Landesregierung (Errichtungsbewilligung). Um die Erteilung der Errichtungsbewilligung ist schriftlich 
anzusuchen. 

(2) Im Ansuchen um die Erteilung der Errichtungsbewilligung sind die Bezeichnung der 
Krankenanstalt, der Anstaltszweck und das in Aussicht genommene Leistungsangebot 
(Leistungsspektrum, Öffnungszeiten unter Berücksichtigung von Tagesrand- und Nachtzeiten, 
Samstagen, Sonntagen und Feiertagen sowie Leistungsvolumen einschließlich vorgesehener 
Personalausstattung, insbesondere vorgesehene Anzahl von Ärzten bzw. Zahnärzten) und allenfalls 
vorgesehene Leistungsschwerpunkte genau anzugeben. Dem Ansuchen sind folgende Unterlagen 
anzuschließen: 

 a) die zur Beurteilung des Vorhabens erforderlichen Planunterlagen, wie Lagepläne, Baupläne, 
Baubeschreibungen und dergleichen, bei physischer Einbringung jeweils in dreifacher 
Ausfertigung; für den Inhalt und die Form dieser Planunterlagen gelten die baurechtlichen 
Vorschriften betreffend den Inhalt und die Form der Planunterlagen in ihrer jeweils geltenden 
Fassung sinngemäß; 

 b) ein Verzeichnis, aus dem die Anzahl der Anstaltsräume, getrennt nach ihrem 
Verwendungszweck, ersichtlich ist;  
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 c) Pläne und Beschreibungen für die technischen Einrichtungen sowie ein Verzeichnis der 
wesentlichen medizinisch-technischen Apparate, bei physischer Einbringung jeweils in 
dreifacher Ausfertigung. 

Die Behörde kann die Vorlage weiterer Unterlagen, die für die Beurteilung der Zulässigkeit des 
Vorhabens nach diesem Gesetz und den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen erforderlich 
sind, wie insbesondere eine sicherheitstechnische und eine krankenhaushygienische Stellungnahme, 
verlangen. Ferner ist anzugeben, ob ein Kassenvertrag angestrebt wird. § 3 Abs. 5 gilt sinngemäß. 

(3) Zum Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4b Abs. 3 ist im Errichtungsbewilligungsverfahren 
bzw. im Verfahren nach § 4b Abs. 7, ausgenommen in den Fällen des § 4b Abs. 3a, ein 
planungsfachliches Gutachten der Gesundheit Österreich GmbH oder eines vergleichbaren 
Gesundheitsplanungsinstitutes sowie eine begründete Stellungnahme der Gesundheitsplattform des 
Tiroler Gesundheitsfonds einzuholen. 

(4) Vor der Entscheidung über ein Ansuchen um die Erteilung der Errichtungsbewilligung ist der 
Landessanitätsrat zu hören. Der Landessanitätsrat hat seine Stellungnahme innerhalb von zwei Monaten 
abzugeben.  

(5) Die betroffenen Sozialversicherungsträger haben, ausgenommen in Fällen des § 4b Abs. 3a, im 
Verfahren zur Erteilung der Errichtungsbewilligung einschließlich eines allfälligen Verfahrens nach § 4b 
Abs. 7 hinsichtlich der nach § 4b Abs. 2 lit. a in Verbindung mit Abs. 3 oder nach § 4b Abs. 3c zu 
prüfenden Voraussetzungen Parteistellung im Sinn des § 8 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 und das Recht, Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht und 
Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Stellungnahmen der Sozialversicherungsträger 
zur Frage des Bedarfs haben im Wege des Dachverbandes der Sozialversicherungsträger zu erfolgen. Die 
gesetzliche Interessenvertretung privater Krankenanstalten und die zuständige Landesärztekammer bzw. 
bei selbstständigen Zahnambulatorien die Österreichische Zahnärztekammer haben die Möglichkeit, eine 
Stellungnahme innerhalb einer behördlich festzulegenden Frist abzugeben. 
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